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Anerkennung europäischer Lehrkräfte in Hessen 
 
 
Zur Anerkennung von Lehramtsprüfungen aus anderen 
europäischen Mitgliedstaaten 
 
Die Richtlinie des Rates vom 21. Dezember 1988 (89/48/EWG) 
 
Die Richtlinie des Rates vom 21. Dezember 1988 ist die Basis für Aner-
kennungsfragen und geht von einem gemeinsamen europäischen Ar-
beitsmarkt für Akademiker aus und zielt darauf, die Mobilität zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union für die akademischen Berufe 
in einem bisher nicht gekannten Maße zu ermöglichen. Auch für die eu-
ropäischen Lehrkräfte werden damit ihre Mobilitätschancen verbessert, 
denn die Richtlinie findet Anwendung auf alle Befähigungsnachweise, 
die nach einer mindestens dreijährigen Ausbildung an einer Hochschule 
oder an einer anderen Ausbildungseinrichtung mit gleichwertigem Niveau 
erworben wurden. 
 
Grundlage der „allgemeinen Regelung zur Anerkennung der Hochschul-
diplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen“, 
ist der Gedanke des gegenseitigen Vertrauens der Mitgliedstaaten in die 
Ausbildungen der jeweils anderen Mitgliedstaaten. Sie geht von dem 
Grundsatz aus, dass ein Berufsangehöriger, der im Heimat- oder Her-
kunftsstaat die für den Berufszugang erforderliche Ausbildung erfolgreich 
absolviert hat, diesen Beruf auch in einem anderen Mitgliedsland zur Zu-
friedenheit ausüben kann. Für den Fall, dass nach eingehender Prüfung 
wesentliche Unterschiede zwischen der durch das Diplom oder Staatsex-
amen bescheinigten Ausbildung und der im Aufnahmestaat festgelegten 
Ausbildung festgestellt werden, sind Ausgleichsmaßnahmen (Eignungs-
prüfung oder Anpassungslehrgang) vorgesehen. – Ich komme im Einzel-




Anerkennung und Mobilität 
 
Gemessen an dem Ziel, eine hohe Mobilität der europäischen Lehrkräfte 
zu erreichen, ist die Schaffung der rechtlichen Grundlagen zur Anerken-
nung von Lehrerdiplomen aus anderen Mitgliedstaaten der europäischen 
Union zwar eine notwendige, jedoch keine hinreichende Bedingung. 
 
Erkennbar wird auf jeden Fall die Zwiespältigkeit, die bei der Umsetzung 
der Richtlinie des Rates vom 21. Dezember 1988 in innerdeutsches Recht 
festgeschrieben wird: Die Mobilität von Lehrkräften in Europa und die 
Freizügigkeit in der Ausübung des Lehrerberufs werden grundsätzlich 
begrüßt; sie sind prinzipiell erwünscht; der gesamte europäische Arbeits-
markt soll der Berufsgruppe der Lehrerinnen und Lehrer offen stehen. 
Verbindliche Rechtssicherheit erhalten die Lehrkräfte der EU-Partner-
staaten allerdings nur im Hinblick auf die Anerkennung der Diplome. 
Fragen der Einstellung bzw. der (weiteren) Ausübung des Berufs im Zu-
zugsland werden explizit ausgeschlossen. Die erwünschte Mobilität wird 
also in der Weise gefördert, dass ihre Voraussetzungen sichergestellt sind. 
Ob sie faktisch stattfindet, Bewerberinnen und Bewerber eingestellt und 
diese (erneut) eine Möglichkeit zur Ausübung ihres Berufs erhalten, un-




Zur Richtlinienumsetzung des Landes Hessen 
 





Hessen hat sich mit der gesonderten Einrichtung einer EU-Koordinations-
stelle für europäische Lehrkräfte im Herbst 1995 dazu entschlossen, ein 
besonderes Augenmerk auf die Herstellung der Voraussetzungen zur In-
tegration dieser Lehrkräfte zu legen. Damit war auch die Entscheidung 
verbunden, die Verordnung über die Anerkennung des Lehrerdiploms von 
Angehörigen anderer EU-Mitgliedstaaten vom 17. September 1994 nicht 
schematisch anzuwenden, sondern eine gezielte Beratung und Einzelfall-
prüfung vorzunehmen. 
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Ausgangspunkt dieser Prüfung ist das gegenseitige Vertrauen der Mit-
gliedstaaten in die Ausbildung der jeweils anderen Mitgliedstaaten, ohne 
zu vernachlässigen, dass in Hessen ein sehr hohes Maß an Professionali-
sierung der Lehrerausbildung erreicht ist, was wesentliche Unterschiede 
zu der Lehrerausbildung in den Partnerstaaten der Bundesrepublik 
Deutschland beinhaltet. Diese Unterschiede betreffen: 
• die Dauer der Ausbildung, 
• die Zweiphasige Ausbildung, 
• das Zwei-Fächer-Prinzip, 
• Fachdidaktische, erziehungs- und gesellschaftswissenschaftliche 
Ausbildungsanteile sowie 
• die schulpraktischen Ausbildungsanteile. 
 
Nimmt man den Gedanken des gegenseitigen Vertrauens der Mitglied-
staaten in die Ausbildung der jeweiligen Partnerstaaten ernst, so kann die 
jeweils nationale Ausgestaltung der Lehrerausbildung nie alleiniger Maß-
stab der Diplomanerkennung sein. D.h. nach erfolgreich absolviertem 
dreijährigen Hochschulstudium, das Bewerbern im Herkunftsland den 
Berufszugang ermöglicht, sollten sich Fragen der Anerkennungswürdig-
keit der Diplome im Zuzugsland nicht mehr stellen. Zwar weist eine „Be-
standsaufnahme“ der Kultusministerkonferenz von 1992 „zur Lehreraus-
bildung in den Mitgliedstaaten der europäischen Gemeinschaft“ darauf 
hin, dass sich „eine gewisse Annäherung der Lehrerausbildung im euro-
päischen Vergleich dadurch abzeichnet, dass in einigen EG-Mitglied-
staaten nunmehr die pädagogisch-didaktische Zusatzausbildung in erwei-
tertem Umfang als Postgraduiertenstudium oder als Postgraduiertenaus-
bildung angeboten wird“, hält aber als Fazit unmissverständlich fest, dass 
„eine völlige Harmonisierung (der Lehrerausbildung in der europäischen 
Union, A.D) jedoch weder geboten noch möglich ist.“ (12) 
 
Bevor man sich allerdings nach eingehender Prüfung und Beratung die 
Frage stellt, ob – auf Basis der prinzipiellen Anerkennung des Diploms – 
wesentliche Unterschiede zwischen der durch das Diplom bescheinigten 
Ausbildung und der im Aufnahmestaat vorgeschriebenen Ausbildung vor-
liegen, sind zwei Voraussetzungen zur Einleitung des Anerkennungsver-
fahrens für die EU-Kommission nach wie vor strittig, für die Bundeslän-
der – so auch Hessen – aber unabdingbar: Der Nachweis über die für den 







Es ist sicher unstrittig, dass in einem pädagogischen Beruf auf die Be-
herrschung der Sprache des Zuzugslandes nicht verzichtet werden kann, 
denn die Fähigkeit zur sprachlichen Kommunikation hat für den Beruf 
des Lehrers eine besondere Bedeutung. Für die Erteilung eines qualitativ 
hochwertigen Unterrichts, auf den alle Schülerinnen und Schüler zur Ge-
währleistung einer erfolgreichen schulischen Laufbahn einen elementaren 
Anspruch haben, bilden gute Deutschkenntnisse eine Voraussetzung, die 
nicht relativiert werden sollte. 
 
• Damit die Schülerinnen und Schüler in ihrer Persönlichkeitsentwick-
lung gefördert werden können, sie die Fähigkeit des Argumentierens 
und Diskutierens lernen, wird von den Lehrkräften erwartet, dass die-
se ihren Unterricht in gutem Deutsch durchführen. 
• Alle Lehrerinnen und Lehrer müssen in der Lage sein, deutschspra-
chige Lehrpläne und Richtlinien zu verstehen, da in ihnen die Lern-
ziele des Fachunterrichts niedergelegt sind. Dies setzt neben einem 
umgangssprachlichen Vokabular auch die Kenntnis der pädagogi-
schen, didaktischen und lerntheoretischen Fachtermini voraus, ohne 
die damit verbundenen Inhalte nicht verstanden werden können. 
• Elterngespräche und Schülerberatungen müssen ebenfalls in deut-
scher Sprache durchgeführt werden, da Schullaufbahnberatungen ein 
wichtiges Element des schulischen Erfolgs aller Schülerinnen und 
Schüler darstellen. 
• Ebenso gehört es zu den Dienstpflichten, an den in deutscher Sprache 
geführten pädagogischen Gesamtkonferenzen, Fachkonferenzen, 
Zeugnis- und Versetzungskonferenzen teilzunehmen und sich hierbei 
u. U. auch schriftlich zu äußern. 
• Gute Kenntnisse der deutschen Sprache müssen auch von den Fremd-
sprachenlehrerinnen und -lehrern erwartet werden, denn die Qualität 
von Übersetzungen kann nur dann beurteilt werden, wenn sowohl die 
Fremdsprache als auch die deutsche Sprache differenziert und nuan-
ciert beherrscht wird. 
 
Die hier geschilderten Anforderungen des Unterrichts und die Bedingun-
gen der schulisch notwendigen Kommunikationsprozesse verdeutlichen, 
dass alle Lehrkräfte die deutsche Sprache ohne Einschränkung beherr-
schen müssen. Es wäre unverantwortlich – sowohl im Hinblick auf die 
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unterrichteten Schülerinnen und Schüler als auch die unterrichtenden 
Lehrkräfte aus anderen EU-Mitgliedstaaten – diesen Maßstab zu relativie-
ren. 
 
Unter Beachtung dieser Prämissen werden die Modalitäten zum Nach-
weis der erforderlichen deutschen Sprachkenntnisse dennoch großzügig 
gehandhabt. So ist dieser Nachweis dann erbracht, wenn EU-Lehrkräfte 
• einen deutschen Schulabschluss (Hochschulreife) nachweisen oder 
• ein Hochschulstudium an einer deutschen Universität absolviert ha-
ben 
 
Allen anderen EU-Lehrkräften steht in Hessen der Weg zum Goethe-
Institut oder zum Amt für Lehrerausbildung, Außenstelle Marburg offen. 
Letzteres bereitet die Abnahme der Deutsch-Prüfungen vor. Eine Koope-
ration mit der Universität Gießen, die bei der Fehlererkennung hilft, ist 





Damit für Bewerberinnen und Bewerber aus anderen EU-Mitgliedstaaten 
das Anerkennungsverfahren überhaupt eingeleitet werden kann, müssen 
diese eine weitere Bedingung erfüllen: den erfolgreichen Abschluss von 
zwei im jeweiligen Bundesland zugelassenen Unterrichtsfächern. Dies 
stößt auf Kritik aus Brüssel, weil in nicht wenigen Mitgliedstaaten der EU 
– z.B. in den romanischen Ländern Frankreich, Italien und Spanien – die 
Haupt-, Realschul- und Gymnasiallehrkräfte in nur einem Fach ausgebil-
det werden. 
 
Die Argumente, die auf Diskriminierung der Lehrkräfte aus diesen Mit-
gliedstaaten oder auf die Konterkarierung des Ziels der Richtlinie 
89/48/EWG – Mobilität auf dem Lehrerarbeitsmarkt – zielen, berufen 
sich auf einen Grundsatz der Richtlinie des Rates, der genauso für die 
Beibehaltung des Zwei-Fächer-Prinzips in Anschlag gebracht werden 
kann: Die Richtlinie verzichtet ausdrücklich auf die Harmonisierung der 
unterschiedlichen Ausbildungen u.a. für den reglementierten Lehrerberuf. 
Alle Mitgliedstaaten sind also – solange es an einer Harmonisierung der 
Voraussetzungen für den Zugang zu einem Beruf fehlt – berechtigt fest-
zustellen, welche Kenntnisse und Fähigkeiten zur Ausübung des Berufs 
notwendig sind. Insofern sollte nicht mit zweierlei Maß gemessen und der 
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Bundesrepublik Deutschland sollte das zugestanden werden, was man 
z.B. für Frankreich, Italien und Spanien selbstverständlich gelten lässt. 
 
Im Rahmen landeshoheitlicher Regelungskompetenzen hat Hessen nach 
einem gangbaren Weg gesucht, auf dem Zwei-Fächer-Prinzip zu beste-
hen, ohne den EU-Bewerbern z.B. aus Frankreich, Italien und Spanien die 
Gleichstellung ihrer Lehrerdiplome zu verunmöglichen. 
 
EU-Bewerber aus den genannten Mitgliedstaaten erhalten die Möglich-
keit, an den hessischen Universitäten – auf Gasthörerbasis – ein zweites 
Fach nachzustudieren und unter erleichterten Bedingungen eine Prüfung 
im Rahmen der Regelungen über die Erweiterungsprüfung abzulegen. In 
der Regel können die angesprochenen französischen, italienischen und 
spanischen Bewerber muttersprachliche Studienanteile nachweisen, die 
anerkannt werden und auf denen aufgebaut werden kann. Haben diese 
Lehrkräfte gar noch ein Fremdsprachenstudium erfolgreich abgeschlos-
sen, können – auf Basis des zuvor benannten gegenseitigen Vertrauens in 
die Ausbildung der Partnerstaaten – allgemeine linguistische Kenntnisse 
sowie ein literaturwissenschaftliches Methodenstudium unterstellt wer-
den, was ebenfalls als Prüfungserleichterung zu Buche schlägt. 
 
Die bisherige Regelung, den Ein-Fach-Lehrkräften den Erwerb einer wei-
teren Fakultas in der Muttersprache als Fremdsprache einzuräumen – 
soweit diese Unterrichtsfach und mit dem erfolgreich studierten Fach zu 
kombinieren ist –, hat sich während der Durchführung von Anpassungs-
lehrgängen bestens bewährt, da 
• erstens diese Lehrkräfte in der fachdidaktischen Ausbildung an den 
Studienseminaren gezielt auf den Fremdsprachenunterricht vorberei-
tet werden, 
• sie zweitens als native speakers im Fremdsprachenunterricht eine be-
sondere pädagogische Bereicherung für die Schulen sind und 
• sie drittens darüber hinaus ein hohes Maß an Akzeptanz in den Kol-
legien und bei ihren Schülerinnen und Schülern erfahren. 
 
 
Ausgleichsmaßnahmen: Eignungsprüfung oder Anpassungslehrgang 
 
Es wurde bereits erwähnt, dass Hessen auf einen hohen Standard profes-
sioneller Lehrerbildung zurückgreifen kann. Einige Ausbildungsanteile 
weichen aber in erheblichem Maße von denen in den anderen Mitglied-
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staaten ab. Vorrangig sind es erziehungs- und gesellschaftswissenschaft-
liche sowie fachdidaktische Anteile, die sowohl in der ersten – universitä-
ren – Phase der Lehrerausbildung als auch in der zweiten Phase – dem 
Referendariat – ihren festen Platz haben. 
 
Wie sehr dies im Unterschied zum rein fachwissenschaftlichen Studium 
Auswirkungen auf die Unterrichtsqualität besitzt, soll an dieser Stelle 
nicht weiter erörtert werden. Nur so viel sei aus der bisherigen hessischen 
Evaluation der Anpassungslehrgänge festgehalten: Lehrkräfte aus ande-
ren EU-Mitgliedstaaten werden mit Unterrichtsformen und -standards 
konfrontiert, die ihnen zuvor eher fremd waren und anfänglich nicht ge-
ringe Schwierigkeiten im Unterricht bereiten. 
 
Diese Erfahrung geht in jede einzelne individuell gestaltete Prüfung der 
Unterlagen von Bewerbern ein mit dem Ziel, in mehreren Beratungsge-
sprächen festzustellen, ob Ausgleichsmaßnahmen zur erfolgreichen Be-
rufsausübung nötig sind oder die Gleichstellung der Lehrerdiplome ohne 
Auflagen erfolgen kann. 
 
Über Ausgleichsmaßnahmen wird in Hessen daher grundsätzlich unter 
dem Blickwinkel der Hilfestellung und nicht der Ausgrenzung entschie-
den. Gefragt wird danach, was den Bewerbern nützen könnte, einen für 
beide Seiten zufriedenstellenden Unterricht zu gestalten – zufriedenstel-
lend für die Schülerinnen und Schüler und zufriedenstellend für die unter-
richtende Lehrkraft. 
Anhaltspunkte der Beratungsgespräche sind daher mögliche 
• fachwissenschaftliche Ergänzungsleistungen, 
• fachdidaktische Ergänzungsleistungen, 
• schulpraktische Ergänzungsleistungen und 
• erziehungs- und gesellschaftswissenschaftliche Ergänzungsleistun-
gen. 
 
Sie geben den Ausschlag, ob ein Anpassungslehrgang – mit einer Dauer 
von acht Monaten bis zu drei Jahren – oder eine Eignungsprüfung als 
Ausgleichsmaßnahme empfohlen wird. 
 
Seit dem Zeitpunkt, an welchem am 17. September 1994 die hessische 
Verordnung über die Anerkennung des Lehrerdiploms von Angehörigen 
anderer EU-Mitgliedstaaten in Kraft getreten ist, wurden vier Eignungs-
prüfungen als Ausgleichsmaßnahme durchgeführt, so dass die hieraus re-
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sultierenden Erfahrungen nicht verallgemeinerbar sind und an dieser Stel-
le eher vernachlässigt werden können. Die Durchführung im Detail kann 
der hessischen Verordnung entnommen werden. 
 
 
Durchführung von Anpassungslehrgängen 
 
In allen Fällen werden die Anpassungslehrgänge von Institutionen der 
zweiten Ausbildungsphase durchgeführt, wobei sich Hessen zu einer ge-
sonderten Betreuung entschlossen hat und die Anpassungslehrgänge an 
fünf ausgewählten Studienseminaren (Frankfurt, Offenbach, Marburg 
und Gießen) durchführt, ohne dabei an die Praxis anderer Bundesländer 
(z.B. Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz) anzuknüpfen, die Bewerbe-
rinnen und Bewerber – ohne besonders ausgerichtete Betreuung – an 
ortsnahe Studienseminare verweisen. Zur Durchführung von Anpassungs-
lehrgängen hat Hessen daher inzwischen eine eigene Infrastruktur aufge-
baut, in der über die EU-Koordinationsstelle das Amt für Lehrerausbil-
dung, das Hessische Kultusministerium, die Studienseminare sowie die 
Universitäten Frankfurt, Gießen, Kassel und Marburg kooperieren und in 
die laufenden Aktivitäten eingebunden sind. 
 
Für die Dauer der Anpassungslehrgänge werden die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis eingestellt. Die 
Bezahlung orientiert sich an den Anwärterbezügen für das Referendariat, 






Ich habe Ihnen im hand-out noch eine Statistik über die Anerkennungs-
verfahren der letzten drei Jahre beigelegt, der Sie Zahlen und Nationalitä-
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Richtlinie des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine allgemeine 
Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindes-
tens dreijährige Berufsausbildung abschließen  
 Erklärung des Rates und der Kommission (89/48/EWG) 
 ABl. EG Nr. L 19, 32. Jhrg., 24. Januar 1989, S.16ff 
 
Der europäische Lehrerarbeitsmarkt umfasst z.Zt. ca. vier Millionen 
Personen, wobei die Lehrerinnen und Lehrer aus den Ländern der 
Beitrittskandidaten nicht berücksichtigt sind. Die o.g. Richtlinie des 
Rates der EG vom 21. Dezember 1988 zielt darauf, diesen Arbeits-
markt als gemeinsamen zu definieren und die Mobilität der Lehrkräf-
te zu fördern. 
Die Freizügigkeit bei der Ausübung ihres Lehrerberufs, d.h. ausge-
bildeten Lehrerinnen und Lehrern das Recht zuzugestehen, sich in 
anderen Mitgliedstaaten um eine Lehrerstelle zu bewerben, wird ver-
folgt als Regelungen zur „Anerkennung der Hochschuldiplome“ 
(Hervorh. A.D.), die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung 
abschließen. 
Damit ist festgeschrieben, dass die Anerkennung zur Ausübung des 
Lehrerberufs und die Einstellung in den Schuldienst faktisch getrennt 
sind. 
 
Richtlinie des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine allgemeine 
Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindes-
tens dreijährige Berufsausbildung abschließen 
 Umsetzung in innerstaatliches Recht – Beschluss der KMK vom 
14. September 1990 
 ABl. des Hessischen Kultusministeriums 3/1991, S. 203ff 
 
Die Richtlinie des Rates vom 21. Dezember 1988 ist zwischenzeitlich 
in der Bundesrepublik Deutschland umgesetzt. Aufgrund ihrer föde-
ralen Struktur fällt diese Umsetzung in die Bildungshoheit der Län-
der, wobei sich die Bundesländer um ein gewisses Maß an Einheit-
lichkeit bemüht haben. Grundlage hierfür ist die o.g. KMK-Verein-
barung. 
Als Servicestelle für die Bundesländer bei Anerkennungsfragen dient 
die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) der KMK 
mit Sitz in Bonn. 
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Welche besonderen Akzente die Länder bei der Umsetzung setzen, ist 
den jeweiligen Verordnungen zu entnehmen. 
 
Verordnung über die Anerkennung des Lehrerdiploms von Angehö-
rigen anderer EU-Mitgliedstaaten vom 17. September 1994 
 GVBl. für das Land Hessen I, 11. Oktober 1994, S. 438ff 
 
Bei der Lehrerausbildung in der Bundesrepublik Deutschland sind 
wesentliche Unterschiede zu der Ausbildung in den anderen Partner-
staaten festzustellen: 
 
• Dauer der Ausbildung 
• Zweiphasige Gliederung 
• Fachwissenschaftliche, fachdidaktische, schulpraktische, erzie-
hungs- und gesellschaftswissenschaftliche Ausbildungsanteile 
• Zwei-Fächer-Prinzip 
 
Dies ist der Maßstab, vor dem Anerkennungsfragen der Hochschul-
diplome gestellt werden. 
Die Auflagen zur Anerkennung der Diplome (Inhalte und Dauer der 
Anpassungslehrgänge / Eignungsprüfung) werden in Einzelfallprü-
fungen und in Beratungsgesprächen ermittelt, da eine schematische 
Anwendung der Umsetzungsverordnung das Ziel der Richtlinie – 
Mobilität auch auf dem Lehrerarbeitsmarkt – konterkarieren könnte. 
 
Für die Durchführung der Ausgleichsmaßnahme „Anpassungslehr-
gang“ wurden fünf Studienseminare ausgewählt, die diese Lehrgänge 
zentral in der jeweiligen Region durchführen: 
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Nordhessen (Nachfrage ver-
schwindend gering; 
daher keine Aus-
wahl) 
 
